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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 14 AS 200/13 B 
 
L 9 AS 91/12 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 52 AS 709/09 (SG Hannover) 
 
 
 
……………………………………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………, 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
JobCenter Region Hannover, 
Lange Laube 32, 30159 Hannover, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. September 2013 durch den  

Richter   Prof. Dr.  B e c k e r    als Vorsitzenden sowie den Richter   Dr.  S c h ü t z e   

und die Richterin   H a n n a p p e l   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 30. April 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>).  

 

Die Revision kann nur aus den in § 160 Abs 2 SGG genannten Gründen - grundsätzliche Be-

deutung der Rechtssache, Abweichung (Divergenz), Verfahrensmangel - zugelassen werden. 

Eine allgemeine Überprüfung des Rechtsstreits in dem Sinne, ob das LSG in der Sache richtig 

entschieden hat, ist nicht zulässig. Der Kläger hat sich in seiner Beschwerdebegründung und in 

deren Ergänzung auf keinen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungs-

gründe (grundsätzliche Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) bezogen und die 

Voraussetzungen nicht eines Zulassungsgrundes gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargelegt, 

sondern nur ausgeführt - wieso aus seiner Sicht - die Entscheidung des LSG in seinem Einzel-

fall "rechtswidrig" und "fehlerhaft" ist.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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